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Deutschland - das Thema in London
Eninazif izieroaga - und Versorgnngsschwierigkeiteii in der britischen Zone / Vorschläge für die Friedeasvei handlangen

Das polnische Memorandum fordert Anerkennung der neuen Westgrenzen
LONDON — Im ' englischen Unterhaus fand er¬neut eine Deutschlanddebatte statt , die sich mit derVerwaltung der britischen Zone in Deutschland be¬schäftigt . Als erster Redner sprach der konser¬vative Abgeordnete Richard Law, der Sohn desfrüheren Premierministers Bonar Law und selbstehemaliger Minister . Er sagte : „Weder die Re¬

gierung noch die Nation sind sich über die Ge¬fährlichkeit der gegenwärtigen Lageln Deutschland klar “.
Law machte der Regierung den Vorwurf , daß sieln Deutschland dieselben Fehler begehe wie inGroßbritannien , sie sei auf der Suche nach ideo¬logischen und theoretischen Lösungen, anstatt , daßsie die dringenden Probleme mit der gebotenenDringlichkeit behandele . Er warf der Regierungvor . daß sie mit der deutschen Frage einen Mini¬ster betraut habe , dar selbst nicht dem Kabinett

angehört Die Regierung vernachlässigt seiner Mei¬
nung nach ihre Hauptaufgabe , die in der
Überwachung der Deutschen und in der
Verhinderung neuer Kriegsvorberei¬
tungen besteht

Fehler der EnlnaxiftslenmgspoIiÜk ?
„Dis Entnazifizierungspolitik “, erklärte Law.

.schafft eine Klasse, die ein persönliches Interesse
an einem Revanchekrieg haben wird ' . Er sehlugvor , daß die britischen Behörde« in, Interesse einer
wirksamen Verwaltung vo* Berlin ie die britische
Zone verlegt werden seilen . In Berlin solle nureine diplomatische Vertretung verbleiben , deren
Auftrag es Ist, mit den anderen alliierten Missionen
zusammen zu arbeiten .

Der für die deutschen Angelegenheiten verant¬wortliche Minister , Hynd, gab zu, daß die Be¬
mühungen der britischen Verwaltung / nicht voneinem vollen Erfolg gekrönt sind. Er erklärte sich
andererseits über das Verlangen Laws, die Ent¬
nazifizierung 18 Monate nach Kriegsende abzustop¬
pen , überrascht .

Minister Hynd erklärt VersorgmgzschwierigkaffeB
„Im allgemeinen “, sagte Hynd anschließend ,

„haben wir 80 oder 85 Prozent der versprochenen
Rationen verteilen können , und Le eingetretenen
Mangelerscheinungen wurden im Rahmen des Mög¬lichen ausgeglichen . Die Ernähr urgskrise hatte
materielle Ursachen . Sie lagen beispielsweise in
der Schwierigkeit , amerikanische Schiffstransporte
zu erhalten , oder in anderen Transportschwierig¬keiten . die durch diesen strengen Winter noch ver¬
schärft wurden “. Die tägliche Ration von 1550 Ka¬
lorien ist für 36 '/» der Bevölkerung bestimmt . Der
Rest der Bevölkerung erhält höhere Rationen.

Im Anschluß an di« Ausführungen des Deutoeb-
landministers Hynd ergriffen noch einige Redner
das Wort , u. a. der konservative AbgeordneteMarshall , der hervorhob , daß „die Besatzung di«

Vor de * Nürnberger Spruchkammer

NÜRNBERG — Am Dianstag wurde Franz von
Rapen auf einen Beschluß der Spruchkammer h| a
In Haft genommen und in das Nürnberger Unter¬
suchungsgefängnis eingeliefert .

Ebenso wurde der als Hauptschuldiger befundene
Hans Fritzsche verhaftet , gegen > dessen
Verurteilung zu nur neun Jahren Arbeitslager der
bayerische Minister für Säuberung Alfred Lorit*
Inzwischen Berufung eingelegt hat .

Die Verhaftungen stehen nach einer Erklärungdes Vorsitzenden der Nürnberger Spruchkammer
für Großfälle . Landgerichtspräsident Camill Sachs,nicht im Zusammenhang mit dem letzten Nürn¬
berger Bombenattentat .

Papen will sich licht mehr verteidigen
Der Verteidiger Rapens erklärte am Mittwoch

vor der Spruchkammer , daß Papen sich nicht mehr
• n seiner weiteren Verteidigung beteiligen werde,da er keine Möglichkeit sehe, weiter« Anschuldi¬
gungen zu^ entkräften .

Zwischen dem Verteidiger Rapens und dem
Spruchkammer -Versitzenden entspann sich ein«
Debatte darüber , ob Rapens Verhaftung auf eine
ditekte Anweisung von Minister Loritz zurückgehe .
Sowohl Präsident Sachs wie der öffentliche An¬
kläger wiesen diese Behauptung als völlig gegen¬standslos zurück .

•Papen — ein innerlich schwacher Mensch*
ln einer eidesstattlichen Erklärung des Ober¬

bürgermeisters von Köln. Dr . Pünder , vom 15. Ja¬
nuar 1917 bezeichnet dieser Papen als einen streng
katholisch international eingestellten , ehrgeizigen,
aber innerlich schwachen Menschen, der durch
seine Beherrschung der äußerlichen Utngangsfar¬
men über diese Schwäche hinwegtäusch « und so¬
mit doppelt gefährlich sei. Auf jeden Fall müsse
man Rapen als den Steigbügelhalter Hitlers be¬
zeichnen .

Im weiteren Verlauf der Verhandlung kam es
dann zu einem

heftigen ZwischeafaB
Der Spruchkammervorsitzende lief Papen zu:

„Wir lassen es nicht mehr dazu kommen, daß die
Richter wie nach den Prozessen von 1919 schließ¬
lich selbst auf der Anklagebank sitzen. Angriffeauf die Kammer werden nicht geduldet .“

Unmittelbar zuvor hatte Sachs zu den Pressever¬
tretern gewandt mit erhobener Stimme erklärt ,daß es nicht gestattet sei, Papen ohne Genehmi¬
gung des Kammervwatueaden zu sprechen.

englischen Steuerzahler jährlich 89 000, Pfund Ster¬
ling kostet “.

Frankreichs Pläne über Deutschland
Unter dem Vorsitz Couve de Murvilles wurde die

Frage der bei der Vorbereitung des Friedensver¬
trags mit Deutschland zu verfolgenden Geschäfts¬
ordnung behandelt
Der französische Vorschlag
bringt die Ansicht zum Ausdruck , daß die Vorbe¬
reitung jedes Vertrags mit Deutschland in den
direkten Verantwortungsbereich des Rats der
Außenminister fällt und daß man den alliierten
Staaten die Möglichkeit geben muß . sich in weit¬
gehendem Maße an den Arbeiten zu beteiligen , wo¬
bei jedoch zu vermeiden wäre , daß die Arbeit der
Außenminister zu sehr kompliziert wird.

In dem Plan wird infolgedessen die Bildung von
politischen und wirtschaftlichen Ausschüssen vor-
geeehlagen , die die alliierten Staaten zur Teilnahme
an den sie interessierenden Diskussionen aufforder »
sollen.
USA an lerer Meinung als UdSSR

Der sowjetische Delegierte Gusew führte aus,daß er für seinen Teil unter dem Begriff . .direkt -
interessierter Staat “ die Nachbarstaaten Deutsch¬
lands und die anderen Staaten , die eine Besetzung
über sich orgelten lassen mußten , verstehe . Der
amerikanische Delegierte Murphy wandte sich, ge¬
gen diese Auslegung , indem er als Beispiel Kanada
Mimte , das sich , obwohl es kein Nachbar Deutsch-

PARIS — Die Feierlichkeit für die Unterzeich¬
nung der fünf Friedensverträge mit den ehemaligen
Verbündeten Deutschlands wird am Montag, d«Sn
10. Februar beginnen .

Den Vorsitz führt Georges Bidault , der in dieser
Eigenschaft von Fouques Duparc — der schon bei
der Pariser Konferenz Generalsekretär war — und
vom Chef des Protokolls , Dumaine , unterstützt , die
ausländischen Bevollmächtigten empfangen wird.

Die Zeremonie wird durch eine kurze Begrü¬
ßungsansprache . die Bidault an die Delegierten der
alliierte » Mächte richtet , eröffnet werden . Dann
werden die italienischen Bevollmächtigten herein¬
geführt und ebenfalls durch eine Ansprache Bi-
daults empfangen werden . Anschließend werden
die Unterschriften vollzogen, deren erste , nach
denen von Byrnes . Bevin und Molotow, diejenige
Georges Bidault» im Namen Frankreichs »ein wird.

lands ist, zweimal an einem Krieg gegen dieses
Land beteiligt habe .
Polnische Delegation vor der Presse

Die Mitglieder der polnischen Delegation bei der
Konferenz der Sonderbeauftragten hielten eine
Pressekonferenz ab . in der sie nochmals den bereits
durch das polnische Memorandum festgelegten
Standpunkt der polnischen Regierung über die Ge¬
staltung des Friedensvertrages mit Deutschland
präzisierten und erklärten . Es handelt sich im
wesentlichen um die folgenden Fragen :

Entmilitarisierung . Entnazifizierung . Entwaffnung
und Umerziehung des deutschen Volkes. Dies seien
die Grundbedingungen für den künftigen Neuauf¬
bau Deutschlands .

In staatsrechtlicher Hinsicht vertritt die pol¬nische Regierung einen deutschen Einheitsstaat ge¬mäß dem Abkommen von Potsdam, wünscht jedoch
eine Milderung der Zentralisierung durch eine ge¬wisse regionale und kommunale Autonomie.

Die formelle und endgültige Anerkennungseiner neuen Westgrenzen , der Oder-
Neisse-Linie , erwartet Polen von den andere » al¬
liierten Mächten , da praktisch durch das Potsdamer
Abkommen und durch die Ausweisung der deut¬
schen Bevölkerung diese Anerkennung bereits ge¬
geben sei .

Die Erledigung der innere » Angelegenheiten dürfe
den Deutschen vorerst noch nicht überlassen wer¬
den, weil die Entnazifizierung «- , Entwaffnungs -
und Umerziehungsmaßnahmen noch nicht genügendweit vorgeschritten sind und Deutschland noch
nicht die erforderlich « demokratische Lebenskraft
besitzt .

Dieselbe feierliche Zeremonie wird sich am Nach¬
mittag j>ei ^inLyzeishnuog der anderen Verträgewiederholen uncr zwar mit Rumänien um 15 Uhr,mit Bulgarien um 16. 15 Uhr, mit Ungarn um 17 .3#
Uhr und schließlich mit Finnland um 18.45 Uhr.Bidault wird dabei nur noch die Rolle des Präsi¬
denten und des Gastgebers spielen , der mit dem
Empfang der Bevollmächtigten der ehemaligenFeindländer beauftragt ist. da Ja Frankreich selbst
diese Verträge nicht mitunterschreibt .

Die Vertreter der ehemaligen Feindstaate » undevtl , auch die der alliierten Staaten können vor
Vollzug ihrer Unterschrift eine Erklärung abgehen,die in die Arbeitssprachen der Pariser Konferenz
(englisch , russisch und französisch ) übersetzt undin das Protokoll des Unterzeichnungsaktes aufge¬nommen wird .

Die Vertreter von Presse , Rundfunk und Filmwerden an diesen Feierlichkeiten zugelassen sein.
Italien unterzeichnet — Jugoslawien nicht

ROM — Der italienische Premierminister De
Gasperi und der Außenminister Carlo Sforza spra¬chen sich für eine Unterzeichnung des Friedens¬
vertrags durch Italien aus.

Die Kommission für internationale Verträge der
italienischen verfassunggebenden Versammlungnahm die Erklärung der beiden Minister entgegen,stellte jedoch fest , daß es der verfassunggebendenVersammlung frei und souverän überlassen bleibe,den Vertrag nach seiner Unterzeichnung zu rati¬fizieren oder zurückzuweisen .

Die jugoslawische Gesandtschaft in Paris kündigthingegen an . daß Jugoslawien de» italienischen
Friedensvertrag am kommenden Montag nicht un¬terzeichnen wird . Es wurde erklärt , «laß Jugosla¬wien sich mit bestimmten Teilen des Vertrages beidessen Entwurf im vergangenen Sommer nichteinverstanden erklärt habe , und daß es seine Ein¬
stellung nicht ; ändern werde . Eine jugoslawische
Delegation habe sich indessen nach Paris begeben,um die Friedensverträge mit den anderen Staatenzu unterschreiben .

Aach Ungarn unterschreibt
BUDAPEST — Das ungarische Parlament gabheute nach einer Eiirgüng der vier Parteien der

Regierungskoalition (Kleinlundwirte - NationaleBauern -, sozialdemokratische und kommunistischePartei ) seine Zustimmung zu der Unterzeichnungdes ungarischen Friedensvertrags durch den unga¬rischen Außenminister , der den Präsidenten der
Republik in Paris vertreten wird .

7. Das Gleiche gilt für die Juden in Bezog Md Mearabischen Minderheiten , die in dem jüdischenKanton bleiben .
8. Die im arabischen Kanton befindlichen jüdi¬schen Niederlassungen müssen die gleich« » Dimen¬sionen beibehaiten , die sie an dem Tag einnehmen ,an dem ' der britische Plan offiziell veröffentlichtwird.
Die in diesem Plan vorgesehen « Dreier -Regie¬rung soll nur für eine gewisse Übergangszeit am¬tieren und über kurz oder lang eine „binationale “

Versammlung mit beschränkten Vollmachten einge¬setzt werden . •
Im übrigen wlll sich Groß-Britannien bemühen , >bei den USA Hilfe tür den arabischen Kanton inForm einer Anleihe zu erwirken , um diesem Kan¬ton einen wirtschaftlichen Aufschwung zu ermög¬lichen und seinen Bewohnern einen Lebensstandardzu garantieren , der dem im jüdischen Kanton ent¬

spricht .
(Weitere Palästina -Nachrichten auf Seite U.

Die neue Gemeindeordnung
Die neue von der Beratenden Land esverSamm¬

lung begutachtete Gemeindeordnung folgt zwar :m
systematischen Aufbau der deutschen Gemoinde-
ordnung , knüpft aber in ihren wesentlichen be¬stimmungen an unsere frühere badische Ge¬
meindeordnung vom 5 . Oktober 1921 an . die ihrer¬
seits wieder auf der 1 . Gemeindeverfassung von
1831 beruht . Der gleiche Enthusiasmus , mit dem
damals diese Gemeindeordnung begrüßt wurde ,
herrschte dieses Mal allerdings nicht . Die Bera¬
tungen Im Rechtspflegeausschuß wie auch die Aus¬
sprache in der Sitzung der Beratenden Landesver¬
sammlung vom 17 . Januar zeigten jedoch das leb¬
hafte Interesse , das von allen politischen Parteien
des Hohen Hauses der neuen Geeaeindeordnuag
entgegen gebracht wurde .

Solche Gesetze, zu denen besonders auch die
damalige Bad. Verfassung zu rechnen ist, haben
durch ihre fortschrittliche Gestaltung und spätere
weitherzige Anwendung dem Lande Baden den
ehrenvollen Namen „Musferländle “ eingebracht .
Es kommt viel darauf an , in welchem Geiste eine
Gemeindeverfassung ausgearbeitet ist . Die Ge¬
meinde als unterste Zelle des Staates muß demo¬
kratisch , d. h. vom Volke aus und unter weit¬
gehender Mitwirkung de« Volkes , regiert werden .Deshalb ist die Geraeindeselbstverwaltung der
tragende Grundpfeiler einer guten Gemeinde Ver¬
fassung. Unter ähnlichen Verhältnissen , wie wir
sie heute haben , hat dies der Schöpfer der L Ge¬
meindeverfassung ausgesprochen , Freiherr von
Stein , als er sagte : „Die Teilnahme — dar Börger
— an der Verwaltung erregt und erhält den Ge¬
rneinsinn“ . Bürgersinn und Gemcingeist waren es,die er damals fördern wollte und dies ist auch
die Eigenschaft ,

’ die es heute zu entwickeln gilt.
Dementsprechend sagt schon der S 1 des Gsset»-
antwurft :

„Die Gemeinden stad öffentliche Gebiet*k&rp«r -
schaflen . Sie verwalten sich selbst unter eigener
Verantwortung, “ § 2 fährt dann fort : „Die Ge¬
meinden haben in ihrem Gebiet alle öffentliche »
Aufgaben unter eigener Verantwortung zu verwal¬
ten . Daneben können ihnen durch Gesetz staat¬
liche Aufgaben zur Erfüllung übertragen wer¬
den und Eingriffe in die Rechte der Gemeinden
sind nur im Wege des Gesetzes zulässig .“

Vom Bürger wird verlangt , daß er jederzeit
ehrenamtlich sich dem Wohl der Gemeinde wid¬
met. Er muß sich durch uneigennützige und vor»
ahtwortungsbewußte Führung der Geschäfte die¬
ses Vertrauens würdig erweisen und der Allge¬
meinheit Vorbild sein.

Die Verwaltung der Gemeinde hemmt wieder
dem Gemeinderat zu. Das sogenannte „Füh¬
rerprinzip “, das mehr oder minder auf eine Bür¬
germeisterdiktatur hinauslief . Ist beseitigt . Die An¬
zahl der Gemeinderäte schwankt — je nach der
Größe der Gemeinde — zwischen 6 und 36 .

Diese große Anzahl von Stadtratsmitgliedern in
den Städten machen die Wiedereinführung des
Bürgerausschusses als Gemeindeparia¬
ment unnötig. Dieser hatte sich schon in den letz¬
tem Jahrzehnten , wie die Erfahrung gezeigt hatte ,Bberlebt.

Die Gemeinderäte werden auf die Dauer von 4
Jahren ' gewählt . Alle , deutschen Männer und
Frauen , soweit sie nicht . vom Wahlrecht ausge¬
schlossen sind , können mit 21 Jahren wählen ,wenn sie außerdem mindestens seit 1 Jahr in der
Gemeinde Ihr« » Aufenthalt haben .

Lebhafte Diskussion hat sich über die Frage er¬
hoben, ob als Bürgermeister und Beigeordnete
nicht auch Personen sollten gewählt werden kön¬
nen, die außerhalb der Gemeinde wohnen . Nach
der Verordnung der Militärregierung Nr . 50 ist dies
an sich nicht möglich. Danach können nur Ge¬
meinderäte zu Bürgermeistern und Beigeordneten
gewählt werden . Die Landesversammlung hat
demgegenüber die Anregung gegeben , diese Be¬
stimmung zu ändern , um so eine größere Auswahl
'unter den wählbaren Angehörigen des Landes za
ermöglichen.

Gewünscht wurde auch durch die Landesver¬
sammlung, in der eine Reihe von Bürgermeister
vertrete » sind, daß die Staatsaufsicht möglichst
eingeschränkt werden soll. Nun ist e« richtig , daß
die Aufsicht des Staates die Selbstverwaltung der
Gemeinde naturgemäß einengen muß ; entbehren
jedoch kann man eine solche Aufsicht nicht und
besonders heute nicht , wo sich besonders die wirt¬
schaftliche» Verhältnisse grundlegend gegenüber
früher verändert haben .

Man mag alse ein noch so großer Freund der
Gerneindeautonomie sein , eine Staatsaufsicht kan *
i» den im Gesetz besonders aufgezählten Fälle»
nicht entbehrt werden . Dabei kommt es immer
auf eine vernünftige und sinnvolle Anwendung der
Staatsaufsicht an , und hier wird wieder die gute
badische Tradition mitsprechen .

Mit der neuen Gemeindeordnung sind National-
sozialistische Reehlsbeetiimmmge * auch auf diesem
Rnentsgebiet beseitigt und ein weiterer Schritt
vorwärts getan - auf dem Wege der Rückkehr zur
Demokratie.

So dürfen wir die Hoffnung habe» , daß die neue
Gemeindeordnung als erstes der grundlegenden
Gesetze, die von der Landesversammlung beraten
worden sind, sich zum Wehle und Segen unserer
Landes bewähren möge. Dr . Nordnxana.

Unfall sIsh Flagzeages d«r »Air France *
PARIS — Die „ Air France “ teilt mit : Das Flug¬

zeug FBAXQ, das regelmäßig die Strecke Per :«—
Bordeaux— Lissabon befliegt , ist auf einem Berg¬massiv 48 km nordwestlich Lissabon abgestürzt
An Bord der Maschine befanden sich 11 Passa¬
gier« und eine aus 4 Mann und einer Stewardeß
bestehenden Besatzung.

Nach den ersten Untersuchungsergebnissen über
den Unfall, der 16 Personen das Leben kostete , ist
das Flugzeug Infolge von Störungen in der Rund¬
funkverbindung mit dem Flugplatz von Porteta ,in dem Augenblick von seiner Flugstrecke abge¬kommen, als es* sieh bei nebligem Wetter Lasse -
boa p^htrtt

Der sonderbare Herr von Papen / Pap“ flfn r

g^ L »
Interview mit Präsiden ! Sachs

In einem Interview am Mittwochabend gab Prä¬
sident Camill Sachs einem Pressevertreter die
Gründe an , weshalb er diese Äußerung machte.
Während der Verhandlungspause hätten zwei Jour¬
nalisten Papen gefragt , ob er zu seiner Verteidi¬
gung auch im Schlußwort keine Aussagen mehr
machen wolle . Hierauf habe Papen erwidert :
„Vor diesem Gericht spreche ich
nitht mehr .“

Er habe nun , so fuhr Camill Sachs fort , die
zwei Pressevertreter zunächst öffentlich darauf
aufmerksam gemacht , daß sie den Betroffene»
nach den geltenden gesetzlichen Vorschriften nicht
ebne Erlaubnis des Vorsitzenden sprechen dürfen .
Seine Erklärung , daß er es nicht zu den gleichen
Zuständen kommen lassen werde , wie nach dem
ersten Weltkrieg und daß er keine Angriffe auf die
Kammer dulden werde , habe sich jedoch nicht auf
die Pressevertreter , sondern auf diese Äußerung
Rapens bezogen, die m ihrer Art ganz der Ein¬
stellung gleiche , die in den ersten Nachkriegsjah¬
ren vielfach die Richter beinahe als Angeklagte er¬
scheine » ließ.

Britischer Palästina -Plan veröffentlicht
Zweiteilung vorgesehen / 100 000 Einwanderor zagestanden

LONDON — Der britische Palästina -Plan ist den
Delegierten der arabischen Staaten und der jüdi¬
schen Agentur vorgelegt worden . Die Veröffentli¬
chung ist noch heute , Freitag , zu erwarten .

Wie aus zuverlässiger Quelle mitgeteilt wird , soll
chung ist in Kürze zu erwarten .

1 . Schaffung von zwei Kantonen in Palästina ,and zwar eines jüdischen und eines arabische ».
2. Bildung einer zentralen Dreier -Regierung in

Jerusalem .
3. Einteilung Jerusalems in drei Distrikte : Einen

jüdischen , einen arabischen und einen weniger gro¬ßen für die christliche Minderheit .
4. Einwanderung von 100 .000 Juden ln den Ihnen

zugewiesenen Kanton .
5. Jede diese Ziffer übersteigende Einwanderung

bedarf der Genehmigung der zentralen Dreier -
Regierung .

6. Die Araber haben den auf arabischem Gebiet
bleibenden Minderheilen ausreichende Garantien zu
geben .

Feierliche Unterzeichnung der Friedensverträge
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CDU-Programm zur Sozialreform
Dr. Adenauer foimuliert acht Punkte

Vor den Schranken des Militärgerichts
Sauckel oder Milch — ist die Frage / Kriegsgefangene als Flak-ArtiiUrlstenAHLEN — Ein Achtpunkte -Programm für densozialformerischen Aufbau der deutschen Wirt¬schaft verkündete der Zonenvorsitzende der CDUKonrad Adenauer aul der Tagung des Zonenaus¬schusses der CDU in Ahlen , ln diesem Programmwird von der CDU zur Frage der Vergesellschaf¬tung , zur Struktur der industriellen Wirtschaft undzum Verhältnis zwischen Arbeitnehmer und Ar¬beitgeber Stellung genommen . Darin heißt es u. a .:1. Konzerne und ähnliche wirtschaftliche Ge-' bilde , die nicht technisch , sozial und wirtschaft¬lich absolut notwendig sind, sind zu entflechtenund in selbständige EinzelUnternehmungen zu«"»erführen . Die technische Entwicklung verlangtbei gewissen Unternehmungen eine bestimmteMindestgröße , namentlich auch , um gegenüberdem Ausland konkurrenzfähig zu sein . Diese Min¬destgröße muß derartigen Unternehmungen unbe¬dingt gelassen werden .

S. Unterneh in u ngen " monopolartigenCharakters , auch solche, die eine bestimmt *G ’ößo überschreiten müssen, verleihen eine wirt¬schaftliche und damit eine politische Macht , died « Freiheit im Staate gefährden kann . DieserGefahr muß dadurch vorgebeugt werden , daß ent¬sprechende Kartellgesetze erlassen worden . Da¬rüber hinaus soll bei diesen Unternehmungen dasmachtverteilende Prinzip «tngeführt werden , da-

fit kurzen Worten
WASHINGTON — Da« Weiße Haus gab bekannt , daßder VSA- RotschaHer ln Großbritannien, Max Gard¬ner. am Donricrstagmorgen gestorben ist.
Das Marinedepartement gibt bekannt , daß die zur

Auffindung des verschollenen Douglas - Flugzeugs D.C. 1 unternommenen Nachforschungen bis letzt er¬
gebnislos verlaufen sind . Die Maschine , die t» Per¬sonen an Bord hatte , soll In einer nebetbedncklenEene ln der Gegend Norfolk (Virginia ) gesichte « wor¬den sein . Die Suche , die der Nacht wegen eingestelltwerden mußte , soll Weitergaben .

OSLO — Oberst Hauge . der Kommandeur einer nor¬wegischen Ungade, tat mit emor Truppe von l io«Mann von Porsgamn nach Deutschland abgefahren,uro einen Teil dei Harzes (britische Besauungszanelsu besetzen . Weiter* f WO Soldaten werden dem¬nächst in Marsch gesetzt ,
LONDON — Aus London wird der Tod von MißEilen Wilklnson gl meidet , di * das brutsche Unter¬

richtsministerium leitet *.
BERN — «7« Kinder sind , aus Essen kommend, tnBasel oingelroffen. Diese Kinder We, den drei Mo¬nate in schweizerischen Familien verbringen.
BERLIN — Der bekannte Schriftsteller Hans Fallada

«st gestorben. Sein letztes Werk , ein umfangreicherRoman aus d«r Zeit du Nationalsozialismus, hatte ergerade noch beenden können, der bekannteste RomanGes SchriftateKer» ist „Kleiner Mann was nun",
WIESBADEN — Der Fall de* Goheirorats Wilhelmaon Opel, der von der Knuiasifizlerungskummer inSt* Gruppe der Mitläufer eingestuft wurde, wird wieall* anderen In der Öffentlichkeit kritischen Verfah¬rens einer Nachprüfung unterzogen werden .
BERLIN — Für die Zelt vom l . Dezember bla 15,fanuar sind SS sWbefnile durch El Hie , „n g meldet.Fast M« Personen wurden mit Erfrtarungsuischeinun-

gen ins Krankenhaus eingißicfert. '

BERLIN — Uber 1 Millionen Deutsche Sind seit lie¬
gt »» der - Auawcisungsakiion aus Polen und den
deutschen Ostgebieten ausgewiesen worden , wie die
polnisch * Mditärmission in Berlin mitteilt . Im ver¬
gangenen Jahr wurden Uber t,A

‘Millionen Deutsch *
nach Westen abironspoinert

Weimar — Ein Antrag der . SED »uf politische
Rehabilitierung aller Jugendlichen , die nach dem
L Januar ISIS geboren sind und der NSDAP odere . uer ihrer Gliederungen angehört haben , wurde vom
thüringischen Landtag einstimmig angenommen .

mit jede mit dem Gemeinwohl unverträgliche Be¬herrschung wesentlicher Wirtschaftszweige durchden Staa ^, Privatpersonen oder Gruppen ausge¬schlossen wird . Zu diesem Zweck sollen öffent¬liche Körperschaften , ferner Genossenschaften und
«Ile im Betrieb tätigen Arbeitnehmer an diesen Un¬ternehmungen beteiligt werden . Der dringendnotwendigen Unternehmerinitiative ist jedoch dererforderliche Spielraum zu belassen.Weiter soll bei solchen Unternehmungen der pri¬vate Aktienbesitz in einer Hand gesetzlich begrenztwerden .

3. Monopolartigen Charakter haben die Koh¬lenbergwerke schlechthin wegen des vonihnen geförderten , für das Volk lebenswichtigenUrproduktes . Daher ist die Anwendung der soebensufgeführten Grundsätze auf sie vordringlich . Siesind somit zu vergesellschaften . Wennin besonderen Fällen die Form des Staatsbetriebeszweckmäßig erscheint , so sollen die vorstehendenGrundsätze der Anwendung dieser Form nicht ent¬gegenstehen .
4 . Auch bei der eisenschaffenden Groß¬industrie ist der Wäg der Vergesellschaftungzu beschreiten .
5. Das Genossenschaftswesen ist mitaller Kraft auszubauen und die Rechtsformder Stiftungen auch im wirtschaftlichen Bereichnachdrücklichst zu fördern .
6 Die schon vor t933 begonnene gesetzlicheKontrolle des Geld - und Bankwesens ,sowie des Versicherungswesens muß weiter ausge¬baut werden .
7 . Leistungsfähige Klein - und Mittelbe¬triebe sind um ihres volkswirtschaftlichen Wer¬tes und ihrer sozialen Aufstiegsmöglichkeiten wil¬len zu fördern . In Industrie , Handel . Handwerkund Gewerbe ist die private Unternehmertätigkeittu erhalten und zu entwickeln .
8. Rechtmäßig erworbenes Eigentum, Irnit dempolitischer Mißbrauch nicht betrieben wurde , istim übrigen bei der Durchführung dieser wirt¬schaftlichen Neuordnung im Rahmen dar allgemei¬nen Genau* su achten.

Üavef Stufetf gespannte Lage in Palästina
JERUSALEM — Bis kommenden Montag Ist da*Ultimatum der palästinensischen Regierung vom1. Februar befristet , mit welchem sie verlangt , daßdas jüdiseV Terrorunwesen eingestellt wird . An¬dernfalls wurde dl* Verhängung des KriegsrechtsangckumUgt.

, Daraufhin hot der jüdische Nationalrat „WadLeumi “ am Mittwochabend den Exekutivausschußmit der Abfassung einer Antwort auf da» Ultima¬tum beauftragt . Darin soll erklärt werden , daß dl*Annahme des Ultimatums ein Ding de ;Unmöglichkeit ist.Die Überreichung der Antwort soll erst dann er¬folgen . wenn auch die „Jewish Agency“ ihre Ant¬wort fei liggesteilt hat, womit man für Ende dieserWoche rechnet Auch dies* Antwort dürfte zwei¬fellos negativ ausfallen .
Zu gleiche ; Zeit laufen die Besprechungen inLondon mit dem Leiter der Jewish Agency BenGurion weiter und scheinen Fortschritte tumachen . Hingegen sind die anglo-arabischen Ver¬handlungen auf dem toten Punkt angelangt , welldie Araber befürchten , daß die Freigabe der jüdi¬schen Einwanderung eine unbeschränkte Überflu¬tung auch für Traiujordanien und die ganze ara¬bische Welt mit sich bringen würde .Die Zulassung von hunderttausend jüdischen Ein¬wanderer nach Palästina stellt bekanntlich denKernpunkt der voneinander abweichenden Meinun¬gen der USA und Großbritannien in der Paläs tina-frage dar .

Aus befugter Quell« erfährt man . daß dl* ame¬rikanische , Regierung «Leser Tag« ln London «hr «nStandpunkt zum Palästina -Problem erneut mitge-

NÜRNBERG — Im Prozeß gegen den ehemaligenGeneralfeldmarschall Milch sagte der Zeuge PaulKörner , der von der Verteidigung als Entlastungs¬zeuge vernommen wurde , aus . daß nur Sauckel fürdi« Anwerbung , die Aushebung und Transporte dernach Deutschland gebrachten fremdländischen Ar¬beiter verantwortlich sei . Eine BehauptungSauckel «, nach der von fünf Millionen angewor-bener fremdländischer Arbeiter nur zweihundert¬tausend freiwillig in das Reich gekommen seien,wies Körner als .angeblich falsch zurück . Er sagte,Sauckel habe mit derartigen Feststellungen nurden Zweck verfolgt , sich von der Schuld an einem
Versagen auf diesem Gebiete -freizusprechen . Kör¬ner behauptete Im weiteren Verlauf seiner Ver¬
nehmung . irgendwelche Klagen über schlechte
Behandlung fremdländischer Arbeiter in Deutsch¬land seien ihm nicht zu Ohren gekommen.

Milch sei, so fuhr Körner fort . In seinen Äuße¬
rungen bei Besprechungen Innerhalb der „zentra¬len Planung " oft „sehr unvorsichtig “ gewesen , undhabe mehrmals scharfe Kritik an den Anordnun¬
gen Hitlers und Görings geübt . Diese Äußerungenhätten ein derartiges Ausmaß angenommen , daß erMilch als seinem Freund mehrfach Vorsicht gebie¬ten mußte und daß, man seiner Zeit entschiedenhabe , diese Äußerungen in den Protokollen zu ver¬
schweigen .

Auf weitere Fragen durch die Verteidigung er¬klärte Körner , Milch habe auf eine sehr starke
Verteidigungswaffe gedrängt , weil er da» Über¬
gewicht der feindlichen Luftwaffe klar vor Augengesehen habe , während Hitler immer versuchthabe , den Weg der Angriffsluftwaffe zur Unter¬
stützung seiner Erdtruppen zu gehen.Der Entlastungszeuge Fritz Schmelter , ehemali¬
ger Ministerialdirigent im Rüstungsministerium ,erklärte , daß Milch häufig — insbesondere gegen¬über der Industrie und seinen Generalen — den
„starken Mann“ habe spielen wollen. Die Äuße¬
rungen Milchs seien jedoch , nicht ganz ernst ge¬nommen worden . Nach seinen Angaben machteder Zeuge die persönliche Bekanntschaft mit Milch
zu Anfang des Jahres 1844. als er d’e Leitung der
Amtsgruppe „Arbeitseinsatz “ im Rüslungsmioi -

teilt hat . Sie weist zunächst att^ die Schwierig¬keiten hin . die sich ergeben will dm falls man die¬ses Problem eventuell vor die UNO bringe.

Argentinien liefert Nazi-Agenten ans
BUENOS AIRES ' — Nach Besprechungen zwi¬schen Präsident Peron , Innenminister Borlenghiund dem Innenminister und Außenminister Bra-

hughia andererseits wurden die Bestimmungen fürdi* Auslieferung der hoch in Argentinien befind¬lichen Nazi-Agenten angenommen . Aul der Listeder Deutschen , die der Spionage wahrend dos Krie¬
ges überführt sind , stehen 60 Namen Das Abkom¬men von Chapultepec sieht vor . daß diese Liste den
Vereinigten Staaten auszuhänd gen ist. Die mei¬sten dieser „unerwünschten Ausländer " sind bereits
festgenommen . Weitere Festnahmen * stehen bevor

Marshafls politisches Programm
WASHINGTON — „Vor seiner Abreis« nach

Moskau wird Staatssekretär Marshall vor dem
Kammernusschuß für auswärtige Angelegenheitensein politisches Programm entwickeln "

, erklärteder republikanische Vorsitzende des AusschussesCharles Eaton , der darauf hinwies, daß der Aus¬schuß den Wunsch habe/ genau Im Bilde zu seinüber di« politische Linie , die Marshöl) Im Ver¬laufe der Erörterungen mit den Vertretern der
Sowjetunion , Großbritanniens und Frankreichs imMärz zu verfolgen gedenkt . Ungeachtet der in¬
folge der letzten Wahl erfolgten UmgruppierungInnerhalb des Ausschusses Ist dieser fest ent¬
schlossen , mit dem Staatsdepartement »usammen-
zuarbelten .

sterium Übernahm. Die Bildung des „Jiwmmtebm'
habe zu einer noch näheren Bekanntschaft aalt dem
Angeklagten geführt . Der Zeug* gab daax auf
Fragen des Verteidigers kurze Sehi 'derun*«* 8Ma*
Aufforderungen der einzelnen Bedarfsträger und
die Vorschläge für die Zuweisung der entawraefco» '
den Arbeitskräfte , wie sie auf den vo« Me be¬
suchten Sitzungen der zentralen Planung «rfc-tert
wurden .

Milch, so sagte Schmelter weiter , habe an den
ersten Sitzungen des „Jägerstabes “ r«B«lB*ä®ig
teilgenommen und habe sich besonders daflh* ein¬
gesetzt . daß für das Jägerprogramm saägBrtiit.
viele Arbeitskräfte zur Verfügung standen .

Auf Befragen des Gerichtshofes erklärte Scfamel
ter , er habe vom Einsatz sowjetischer Kriegsgefan¬
gener als . .Flak -Artilleristen " gehört und angerdee*
von der Verwendung ungarischer Juden I« dse
Rüstungsindustrie Kenntnis gebebt . Über die Art
der zu verrichtenden Arb« ' len konnte der Z*»g*
nichts aussagen , da er weder sowjetische Kriegs¬
gefangene noch ungarische Juden während Um’ec
Arbeitseinsatzes gesehen habe.

Die Menschenvet sache im Aei ziep» **«3
NÜRNBERG — Der Angeklagte Karl Se*ndt

legte als Zeuge in eigener Sache seine persänUche
Einstellung zu Experimenten an Menschen dar .

Es komme jeweils auf die Art , Wichtigkeit und
Gefährlichkeit da* Versuch«« an . U*badi»ift«
Voraussetzung sei die Zustimmung der Verauehs-
personen . Wenn allerdings im Krieg im Inter *«**
des Slaates besonders wichtige Versuch* dureS*«-
führt werden müßten , so habe der Staat den An¬
ten die notwendig « Sicherung zu erteilen . Ward«
jedoch nur ein Versuch angeordnet und -wtärö*»
trotzdem weitere Experimente durchgeführt , so 8«
dies ein Verbrechen .

Auf die Frage des Anklagevertreters , ot> er
Kraft se ' ner Stellung die Möglichkeit hatte,deutsche Ärzte zur Nichteinhaltung des bi«M5®**ratt -
schcn Eides zu verleiten , erwiderte BranA dieser
Eid sei nicht wie ein Gesetz zu werten, sonder*
stelle eine Formulierung der moralischen und ethi¬
schen Verpflichtung des Arztes dar . Er gl »"’
nicht , jemals einen Hinweis gegeben zu habe» , « eh
nicht an diese Vorstellung zu halten .

Der frühere Leibarzt Hitlers wurde nun von»
Ankläger gefragt , ob er nicht mindestens einmal
die Anweisung erteilt habe , sich nicht an be¬
stimmte Vorstellungen des Hippokrate » zu halten ,
(Es handelt sich hierbei um den berühmten ärzt¬
lichen Kd des Hippokrates , der von seinen »ehü-
lern die unbedingte Achtung des Lebens ver¬
langte ). Brandt beantwortet des « Frage mit de«
Worten : „Ich glaube nicht “ .

Brandt wurde daraufhin vom Ankläger «in Be¬
fehl Hitlers vorgelegt , nach . dem Arzt* ihrer
Schweigepflicht zu entbinden waren . Brandt be¬
hauptete . dieser Befehl sei nicht von ihm, senden »
seines Wissens von Bormann weilergegeben wor¬
den. Der Ankläger bezog sich darauf auf »ine*
Brief Dr. Conti * an die Ärztekammer , wort» von
der Weiterteitung dieser Anordnung durch Karl
Brandt die Rede ist

Der Angeklagte gab zu. es sei möglich, daß «r
diese Weiterleitung , vorgenommen habe , aber er
habe damit ja nur einen „Fühl erbefehl “ wailer-
gegeben.

DSr Ankläger fragte dann den Angeklagten er*»
®r getan hätte , wenn er Uber die grausamen Ver¬
suche in Buchenwald unterrichtet worden wäre.

Brandt erwiderte ; „ Ich wäre wahrscheinlich tu
Hitler gegangen .“ Hitler , so fuhr der Ange¬
klagte fort würde ihm jedoch vorgehalten traben,er müsse den Krieg gewinnen , gleichgültig auf
welche Weise. •

Verantwortlich ( . d Schrlftleltung : Dr . «1 F Geilttr .
Anzeigenteil : Annl Carling Bühle Ge -ehSfiwteil « !
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Was ist die Svliwelzerspcnde ?
Furt fßpfteh lesen reiz über das Wirkender Schtetiitrtpende . Dieses hervorragen¬de Werk selbstloser Menschlichkeit einmalim Zusammenhang tu betrachten und tuerklären , halten wir nicht nur für aktuell ,sondern zugleich für einen selbstverständ¬lichen Ausdruck der Dankbarkeit gegen¬über dem Schu»cii «fVoik . Wir tun es alserst * Zeitung in Deutschland und gebenunserem Mitmbeiter Simon Df es dasWort. (Dt* SchrijUcuung )

Da* Chaos einer verfahrenen „Weltgeschichte "
hat schon damals sein« dunklen Schatten vorausge -worf«n. Ost und West, Nord und Süd waren nochvon dem gesteigerten Dröhnen der Geschütze in
«inen tauben Rauchschwaden gehüllt , viele blü-sende Städte des Abendlandes standen noch undwurden erst später su Asche und Ruinen .Wir schrieben den ersten Dezember 1844.Die Steinschläge und Einstürze des europäischenKataklysmas nahmen noch immer an Wucht zu.di* Wehen und Beben der von der Knegsfurie ver¬gewaltigten Muttererde schlugen ihre Klageweilenin Lufiwarr .c-Sirenentönen immer noch zum Him¬mel empor . Es droht « alles unterzugehen — undvor einer totenstillen Versammlung standen Män¬ner mit ernstem Gesicht und verlasen eine Bot-a< nft
Uioss* Gremium war die Schweizer Bundesver¬sammlung.
Die Männer, die davor Stenden, waren Mitgliederdes Schweizer Bundosrates .Die Botschaft trug den Namen : „Schweizerspendean di« Kriegsgetchudigten, “
Wir schrieben den ersten Dezember 19W.Der Sprecher des Schweizer Kabinetts hat dieBotschaft an (Us Partsment über die

■fchweiterspende" x
mit folgenden Worten eingeleitet : „ Der Gegenstandd eser Botschaft steht in den Annalen der Bundes¬versammlung einzig da ; denn noch nie m der Ge¬schichte der letzten Generationen ward 'eine Häu¬fung von Ruinen und Leiden gesehen , vergleichbarJenen, die uns umgeben. Dem Schweizcrvolk solle . mägltcht werden , eine Pflicht zu «ifulion , di«ihm sein« Berufung und s*ine Tradition auferlegenund der nach der Landesverteidigung ein ersterPlatz gebührt , eine Pflicht . die aus der menschli¬chen Solidarität und aus der Nächstenliebe fließt .“Diese wenigen Worte geben den ganzen Sinn undUrsprung des geplanten hochherzigen Gedankenswieder und verkünden zu gleicher Zeit sein Pro¬

gramm schon zur Ausführung bereit . Das notlei¬dende Europa , seine vertriebenen Völker , seine aus¬geraubten Länder , seine bombardierten , ausge¬brannten Städte , all* haben sie schon den Segendieser namenlosen Spende genossen. Und das , fastohne zu wissen von wem, aus welchen Mitteln , inwelch*; Ut&ß alles gjisiimntpngctragen. geschenkt .

organisiert , htngeachafft und verteilt wurde ./ Es ist nun einmal an der Zeit, diese anonyme,voll Herz und Liebe geleistete Arbeit aus der Dun¬kelheit der selbstverständlichen Bescheidenheit her¬auszuholen und sie neben vielen weniger würdigenTaten für eine Sekunde vor das Rampenlicht derWeltöffentlichkeit Zu stel ' en.Die Grundlagen zur Schweizerspende hat derBundesrat des knapp vier Millionen zählendenSchweizervolkes schon Inmitten des Krieges gelegt,weil er der Auffassung war , daß die Schwei* esnicht bei den bisherigen Anstrengungen und Maß¬nahmen wie Schw. Rotes Kreuz, Flüchtlingshilf «,Kinderhilf *. Ärztehilfe usw. bewenden lassen dtt -f«.Deshalb hat er «ich frühzattlg mit der Frage der
. Nacbkriefshiife "

befaßt . Auf diese Vorarbeit weist folgender Teilder Botschaft hin :
„Am 23. Februar 1944 teilte die Presse mit. daßder Bundesrat , im Rahmen der strikten Neutrali¬tätspolitik unseres Landes der Prüfung jener Maß¬nahmen zugestimmt habe , die geeignet sind derBevölkerung insbesondere unserer N a e h b * r 11 n-d e r im gegebenen Augenblick unverzüglich undfreiwillig Hilfe zu bringen ; zu diesem Zwecke sol¬len alle Hilfsmittel und wohlgemeinten Bestrebun¬gen zusammengefaßt werden , um dem Hilfswerkdas ScliweizarVolkes eine volle Wirksamkeit zu ver¬leihen .“' Diese offizielle Nachricht wurde von dem Bun¬desrat mit folgenden Worten kommentiert :

„Dieser Entschluß entsprach einem oft geäußer¬ten Wunsche unserer Bevölkerung . Die „ » einV/under grenzende Tatsache , daß unser Land bisheute vom Kriege verschont geblieben ist. machtees uns nicht nur zur Pflicht sondern zu einer «1-g »ntRehen Herzensache , den Opfern dieser beispiel¬losen Tragödie nach Möglichkeit zu helfen ‘
Die Bundesversammlung hat in tiefem Schwelgendem Vortragenden zugehört und einen Bundesbe .«trag von 100 Millionen Schweizer Franken alsGrurd 'uge gonohm' ft .Das Schweizer Volk horchte auf I Sein Bundea-

präsident hat noch mjhr gesagt, und seine Wortewaren kein lecker Ruf in die Wüste. Es ist gut,wenn diese Worte, die wir dsmala vor Kanonen¬donner , abgeschlossenen Grenzen , im Dröhnen der
Bombengeschwader „überhörten “ wenigstens nach¬träglich an unser Gewissen klopfen.

„Die .Schweizer Spende an die Kriegsgeschädtg-len ' soll unserer Bevölkerung Gelegenheit bieten,die Gefühle der Nächstenliebe , die sie empfindet ,zu bezeugen . Jeder Schweizer , ob jung oder alt ,
.arm oder reich , soll die Möglichkeit erhalten , aneinem Werk teilzunehmen durch das er gegenüberdem schwer geprüften Nächsten einer moralischenVei pftichtung nachkommt

Gewiß wäre es nicht richtig , zu sagen, unserLand habe den Krieg ohne Schaden üherstanden .

Auch wissen wir nicht , was uns die Zukunft vor-behält . Vergleichen wir aber unseren Boden, un¬ser* Häuser , unsere Industrieanlagen und Ver¬
kehrswege mit dem Zustand der durch Kampf und
Bombardierungen heimgesuchten Länder , verge¬genwärtigen wir uns die Leiden, die Millionen un¬serer Mitmenschen auszustehen hatten und noch
ausstehen müssen , so drängt es uns diesen vom
Unglück Hcimgesi -ehtcn In ihrer Not durch tatkräf¬tige Hilfe unsere Teilnahme zu bekunden.

Diese
chart' zttve Mission

entspricht einer der achtbaren Überlieferungen derSchwei*. Wir betreten damit kein* neuen Wege .Weil » ber das zu lindernde Elend weiter vei brei¬tet ist und tiefer geht als je zuvor, muß auch un¬ser« Hilfsbereitschaft eine entsprechende Krilltan -
strengung wachrufen .“

Es ist nicht uninteressant zu sehen, wl « derBunciesra « an di« Arbeit ging unJ dieser glühtenaller Hilfsaktionen , die von einem kleinen Volk insLeben gerufen wurde , den Weg ebnete . Das kurz
wiedergegebene Programm von damals gibt dai überreichlich Auskunft :

Die Vorarbeiten , die tn aller Stille geleistet wur¬den . zielten nicht darauf ob , « ut dar Schweizer¬spende »In Monopol des Staates zu machen und di«privat « Initiative zugunsten eines rem amtlichenApparates auszuschalten . Alt -Bundesrat Wetterhat et übernommen , dies« schwere Arbeit zu be¬treuen und zu leiten und sicherte sich die Mithilfeund Unterstützung der privaten Organisationen , diefür eine , aktive Mitarbeit ln Frage kommen, sowieder Vertreter de; Wirtschaft des Landes. Es wuideein umfassendes Inventar der Hilfsquellen an Nah¬rungsmitteln , Kleidungsstücken , Schuhen und wich¬tigsten Bedarfsartikeln aufgcstelit Diese Bestands¬aufnahme und die Ermittlung der auf privater Ini¬tiativ « beruhenden Projekte ließen erkennen , daßdie Schweiz in der Lage ist. Aufgaben verschiede¬ner Art zu übernehmen , sofern sie über die ent¬sprechenden Mittel verfügt , vom Krieg verschontbleibt und nicht «in« wesentlich « 'Verschlechte¬rung de; eigene » Versorgungslage die Hiilsmöglich-keiten schwächt .
Es gibt in der Schweiz zahlreiche privat « Inztl-tulionen und Vereinigungen,” di« während diesesKrieges und schon vorher , ja bciutta Im erstenWeltkrieg im in- und Ausland humanitäre Wetkcfür benachbart , manchmal ober auch von denGrenzen weit abgelegene Gebiet« und Stadt«durchgeführt haben . Diese Aktionen sollten wiiter -geführt und ausgebaut werden . Wir beschränkenuns auf die Anführung weniger Beispiele:
Heimschaffung der tn der Schweiz wellendenFlüchtlinge und Internierten : Durchfahre der Re¬patriierungszüge ; Epidemienbekämpftm « mittelsqualifizierter Equipen ; Hilfe für die Kriegs nv«li-den : Hospitallslerung von Kranken namentlich vonTuberkulösen ; Verteilung von konzentrierte « Nah¬rungsmitteln , Medikamenten und wichtigen Be¬darfsgegenständen ln den vernichteten Ortschaften ;Erstellung von Baracken für die Obdachlosen ; Un¬terhalt von Kantinen ; Verteilung von Mahlzeiten

an jene , die sie wegen der Zerstörungen nicht selbst
Zilbercilen können . Endlich wird man vorsehenmüssen , daß die im Schweizer Lande volkstümlich
gewordene Aufnahme von Kindern fm tgef’ihrt wer¬den kann , unbeschadet der an Ort und Stelle z«leistenden Hilfe an jene , die nicht in die Schweizkommen können-

Der Bundesrat hielt difflr . daß der Bund an dendurch freiwillige Gaben des Scl .weizervolk** de»Kantone , der Gemeinden und Wirlschalt zu spen¬
denden Fonds einen Beitrag bis zu

ICO Millionen Franken
in Form von Naturalgaben und von Geld leisten
sollte . Er beschloß , diese Kredite auf dem o»deutli¬chen Wege mit einer Vorlage an das Parlament
»nzubegebren . Da man nicht die offiziell* Be¬
schlußfassung über dia „Schweizerspende “ ab-
warlcn wollte , um zahlreiche Nöte zu lindem , diaals Folge der damals jüngsten militärischen Opera¬tionen in der Nähe der Schweizer Grenze entstan¬den sind, hat der Bundesrat unverzüglich einenKredit von 10 Millionen Franken als Vorschuß zur
Verfügung gestellt .

Trotz der außergewöhnlichen Höhe des vorgese¬henen Uundcsbeiträges ist die Sci,w„ .zsi »pcndAwie gesagt, keine amtliche Aktion und soll auchkeine darsiellen . Koordinierung und Finanzierungder HtUstätigkcit sollen nicht Sache dei Behörde*sein , weder der eidgenössischen noch der kantona¬len , sondern einer Organisation sui generia- dl«unter dem Patronat düs Bundes sietu. ihr Haupt -
Organ ist das

• Nationale Komitee für die ScLwciierspcauU",
dessen repräsentativ gehaltene Zusammenaeteungder Gencnmigiing des Bundcsrats bedarf . Ein klei¬nerer Arbeitsauascüuß hat die eilokuv « Arbeit zuleisten . Er besteht aus den Experten die an de»voi beredenden Studien tsilhaiien . und aus emorAnzahl von Mitgliedern des großen ' Koro. ',*«*.Unterausschüssen , ch« über ein Hochsunaß vo*bcibsiaud .gkeit verfügen , können dt* beaondei«*Aufgaben uborbunden werden : dom einen di«Eainmiung und di* damit verbundene Werbetätig¬keit , einem andern der Eiwerb - und die Abgabeder HulsnuUei , «mein weiteren die Uber * ura .chiüber - ihr * Verteilung . Um keinen besonderen Ap¬parat uufzuziehen und Unkosten «u venusiden ,wurden die Mu.tci durch das eidgenössische ätttaa »-

Vtud 4.uuü „pu, uiUtint Vv, „ ortet.

Das ist die Vorgeschichte su der tn aller Stilleatoc . icndcn „Euiwoacripcndu •. Der Vetfzmar willkeine Parallelen ziehen zwischen dieser , und derbekannten Weltorganisation der UKNRA, die übri¬gens ihre Tätigkeit teilweise »enon *ing .*»«Ut hat
Rmd tii « Vizite! MüHai J«

Schweizer Franken ha» diesu klein * Volk, — h*Verhältnis zu den Weltmächten winzig klein — ge¬sammelt . geopfert und gHtckb '-lneend unter p/» A«fc-leidenden Volker Europas vor tollt-
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